
Suchergebnisse: Volksstaat

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

4. November 1918 – Deutschland will ein Volksstaat werden

Berlin * Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden betont ihren

Entschluss, Deutschland in einen Volksstaat umzuwandeln und kündigt den Wiederaufbau der

Volkswirtschaft nach dem Ersten Weltkrieg an.

7. November 1918 – Um 15 Uhr beginnt die Kundgebung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 15 Uhr beginnt die politischen Veranstaltung auf

der Theresienwiese, an der sich etwa 40.000 Menschen beteiligen. Andere Quellen sprechen von

über 100.000, sogar von 200.000 Teilnehmern. 

7. November 1918 – Die Beamten haben dem Volkswohl zu dienen

München - Königreich Bayern * Der Bayerische Verkehrsbeamtenverein schreibt in Hinblick auf

die Kieler Matrosenaufstände und der Anspielung des Bayerischen Kuriers auf die Beamten vom

Vortag: „Die Beamten haben unbekümmert um die politischen Vorgänge dem Volkswohl zu

dienen; sie haben durch rastlose, ununterbrochene Arbeit Handel und Wandel aufrechtzuerhalten
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und insbesondere alles zu vermeiden, was einer regelmäßigen Versorgung der Bevölkerung mit

Lebensmittel, Brennmaterial usw. hinderlich wäre.    Die Wandlung, die sich im Staate vollzieht,

muss der Beamte über sich ergehen lassen. Nur dann dient er seinem Volke. Der werdende

Volksstaat braucht unbeeinflusste Diener und die wird er in der derzeitigen Beamtenschaft

finden“. 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter

Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch

nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

8. November 1918 – Kurt Eisner und die Aufgabe der Arbeiterräte

München-Kreuzviertel * In der Eröffnungsrede in der ersten öffentlichen Sitzung des

provisorischen Nationalrates des Volksstaates Bayern erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner: „Die

Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und, wenn man

demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag diese Arbeiterräte entbehrlich

machen werde, so behaupte ich: Umgekehrt.  Denn wenn die Nationalversammlung nicht wieder

ausmünden soll in jenen leeren, hohlen Parlamentarismus, dann muss die lebendige Kraft der

Arbeiterräte sich entfalten. Sie sind gleichsam die Organisation der Wähler. Diese Wähler […]

sollen nicht ihren Parlamentariern überlassen, was Kluges oder Törichtes zu tun sie für gut

befinden.“ 
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8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät

München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie

den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

8. November 1918 – Eisner spricht mit den Vereinigten Verkehrsverbänden

München-Kreuzviertel * Unmittelbar bevor Kurt Eisner zur Konstituierenden Sitzung des

Provisorischen Nationalrats des Volksstaates Bayern kommt, führt er Gespräche mit Vertretern

der Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals.  Bei diesen Vertretern ist nichts

von einer „Lähmung“ zu spüren, die die Spitzen der bayerischen Verwaltung befallen hat. Sie sind

sich sofort nach dem Umsturz im Klaren, was sie zu tun haben. Denn beteits nach der Kieler

Matrosenrevolte haben sie den weiteren Gang der Dinge „geahnt“. 

8. November 1918 – Die freudige, vielleicht erlösten Mitwirkung der Beamten erwartet

München-Kreuzviertel * Als Kurt Eisner am Nachmittag dem Provisorischen Nationalrat des

Volksstaates Bayern sein Kabinett zur Wahl vorschlägt, begründet er die Beibehaltung der

bisherigen Ministerialeinteilung damit, dass man es den Beamten nicht erschweren will, sich in

die neuen Verhältnisse hineinzufinden.  Er rechnet mit der „freudigen, vielleicht erlösten

Mitwirkung“ der Beamten und stellt ihnen mit der Demokratie ein Los in Aussicht, das ganz

anders sein wird als ihr bisheriges. 

8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich

München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die

Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen

Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden
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erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des

Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

10. November 1918 – Schritte zur Demokratisierung der Armee

München * Die Regierung des Volksstaates Bayern fordert die Offiziere auf, sich der Regierung

zur Verfügung zu stellen, um so die Demokratisierung der Armee einzuleiten. 
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10. November 1918 – Keinerlei Verfügungen haben mehr Rechtskraft

München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung verkündet, dass die „Vollzugsgewalt

durch die Beschlüsse der provisorischen Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte

in die Hände des Ministeriums des bayerischen Volksstaats übergegangen“ ist. „Keinerlei

Verfügungen haben mehr Rechtskraft, die nicht vom Ministerium“ ausgehen. 

10. November 1918 – Kronprinz Rupprecht kämpft mit allen Mitteln um seine Krone

Lille - München-Kreuzviertel * Ex-Kronprinz Rupprecht legt in einem forschem Telegramm bei der

bayerischen Regierung        „Verwahrung ein gegen die politische Umwälzung, die ohne

Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalten und der Gesamtheit der bayerischen Staatsbürger in

Heer und Heimat von einer Minderheit ins Werk gesetzt wurde.    Das bayerische Volk und das

seit Hunderten von Jahren mit ihm verbundene Fürstenhaus haben das Recht zu verlangen, dass

über die Staatsform durch eine verfassungsgebende Nationalversammlung entschieden wird, die

aus freien und allgemeinen Wahlen hervor geht.    Dass den heimkehrenden Soldaten die

Möglichkeit eröffnet wird, ihre Stimme abzugeben, ist eine selbstverständliche Forderung.    Die

bayerischen Soldaten werden dann im Einvernehmen mit den bayerischen Staatsbürgern in der

Heimat zu entscheiden haben, wie sie sich zur Frage weiterer Zusammenarbeit mit ihrem

Fürstenhause stellen wollen.“      Der Ministerrat des Volksstaates Bayern ignoriert diese

papierene Ermahnung übrigens vollkommen zu Recht. Hier spielt der Monarch von Gottes

Gnaden plötzlich den Vorbild-Demokraten.    Denn dass sich Rupprecht auf eine noch

ausstehende Entscheidung der frei gewählten Vertretung des souveränen Volkes beruft, ist frech.

Bis dahin hätte schließlich die Dynastie Wittelsbach nicht im Traum daran gedacht, die

Staatsform zum Gegenstand der Entscheidung einer Volksvertretung zu machen. 

10. November 1918 – Die Suche nach dem geflüchteten König

München - Schloss Wildenwart * Ex-Ministerpräsident Otto von Dandl verlässt gemeinsam mit

dem Ex-Staatsrat für militärische Angelegenheiten, Maximilian von Speidel, und einer

vierköpfigen Eskorte der Revolutionsregierung die Landeshauptstadt. Sie sollen mit dem

abgesetzten König Ludwig III. über die Lösung des Beamten- und Offiziersdiensteides

verhandeln.    In der vorbereiteten Erklärung, die der König unterschreiben soll, heißt es: „Die

neuen Zeiten veranlassen mich, für meine Person und alle Familienmitglieder des Hauses

Wittelsbach dem Throne und allen dynastischen Ansprüchen zu entsagen. Ich verpflichte mich, in

meinem und meiner Familie Namen, nichts zu unternehmen, was die friedliche und gedeihliche
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Entwicklung des jungen Volksstaates stören könnte.“    Die Delegation trifft den Ex-König aber

nicht mehr an, da er Schloss Wildenwart bereits in Richtung Anif bei Salzburg verlassen hat. 

10. November 1918 – Die Beamtenorganisationen fordern das Recht auf Mitbestimmung

München - Freistaat Bayern * Die Beamtenorganisationen dringen unmittelbar nach der

Revolution darauf, ihre schon lange vertretene Forderung nach Mitbestimmung der

Beamtenschaft zu verwirklichen.    Vom neuen Volksstaat, der allen seinen Bürgern das „Recht

auf Mitwirkung“ zugestehen will, erwartet man wie selbstverständlich, dass auch den Beamten ein

weitgehendes „Recht auf Mitbestimmung“ zugestanden wird. 

13. November 1918 – Ludwig III. dankt als bayerischer König ab

Anif * König Ludwig III. dankt mit den Worten ab:  Zeit meines Lebens habe ich mit dem Volk für

das Volk gearbeitet. Die Sorge für das Wohl meines geliebten Bayerns war stets mein höchstes

Streben. Nachdem ich infolge der Ereignisse der letzten Tage nicht mehr in der Lage bin, die

Regierung weiterzuführen, stelle ich allen Beamten, Offizieren und Soldaten die Weiterarbeit

unter den gegebenen Verhältnissen frei und entbinde sie des mir geleisteten Treueeides.   Anif

den 13. November 1918. Ludwig.  Das ist zwar nicht die vom Ministerrat des Volksstaates Bayern

gewünschte „bedingungslose Abdankung“. Dennoch wird von Ludwig III.    weder der Anspruch

seines Hauses auf die Krone aufrecht erhalten,  noch die Beibehaltung der monarchischen

Staatsform reklamiert. 

13. November 1918 – Den Thronverzicht zur Kenntnis genommen

München * Der Thronverzicht Ludwigs III. wird vom Ministerrat (gez. Eisner) „zur Kenntnis

genommen“. Er sichert ihm und seinen Angehörigen das Aufenthaltsrecht und die volle

Bewegungsfreiheit in Bayern zu, sofern sie nichts gegen den Bestand des Volksstaates

Bayern unternehmen würden. 

13. November 1918 – Ein Rat geistiger Arbeiter wird gegründet

München * Unter dem Vorsitz des Nationalökonomen Lujo Brentanowird ein Rat geistiger Arbeiter

gegründet. Diesem gehören Künstler, Lehrer, Wissenschaftler, Ärzte und Juristen an.    In einem
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am nächsten Tag veröffentlichten Aufruf heißt es: „Der Volksstaat kann der Mitwirkung der

geistigen Arbeiter nicht entbehren. Ihr Zusammenschluß ist daher dringend notwendig. Um ihn

herbeizuführen, hat sich heute ein Rat geistiger Arbeiter gebildet. Unser Ziel ist: zum Wohle des

ganzen Volkes den Einfluß der geistigen Arbeit geltend zu machen und in diesem Rahmen deren

Daseinsbedingung zu sichern.“ 

14. November 1918 – Wie passen Beamtentum und Volksstaat zusammen ?

München - Freistaat Bayern * Der vom Ministerialrat im Staatsministerium des Innern, Dr. Franz

Xaver Schweyer, verfasste Leitartikel der Bayerischen Staatszeitung beschäftigt sich mit der

Frage „Beamtentum und Volksstaat“.    Dr. Schweyer schreibt: „Während der einfache

Straatsbürger seine Stellung zu der neuen Regierung sich einstweilen vorbehalten und die

Entwicklung der Dinge abwarten kann, war der Beamte, vor allem der Staatsbeamte, in die bittere

Notwendigkeit versetzt, binnen weniger Stunden sich zu entscheiden, ob er der neuen Regierung

seine Arbeitskräfte zur Verfügung stellen und seine Amtsgeschäfte fortführen kann und darf oder

ob er, ohne Rücksicht auf weitgehende wirtschaftliche Folgen für sich und seine Familie seine

Tätigkeit einstellen soll.” 

14. November 1918 – Der Thronverzicht von König Ludwig III. wird veröffentlicht

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat des Freistaats Bayern veröffentlicht die

Rücktrittserklärung von König Ludwig III.. Alle Regierungsmitglieder mussten zuvor den Rücktritt

durch ihre Unterschrift quittieren.  In der Veröffentlichung heißt es: Der Ministerrat nimmt „den

Thronverzicht Ludwigs III. zur Kenntnis“. Und weiter: „Es steht dem ehemaligen König und seiner

Familie nichts im Wege, sich wie jeder andere Staatsbürger frei und unangetastet in Bayern zu

bewegen, sofern er und seine Angehörigen sich verbürgen, nichts gegen den Bestand des

Volksstaates Bayern zu unternehmen.“ 

15. November 1918 – Kurt Eisner und die Demokratisierung Bayerns

München * In seinem Regierungsprogramm der Regierung des Volksstaates Bayern spricht

Ministerpräsident Kurt Eisner auch das Thema Demokratisierung an:    „In der inneren Politik

Bayers streben wir die rascheste Durchführung einer nicht nur formellen, sondern lebendig

tätigen Demokratie an. Bevor noch die konstituierende Nationalversammlung, die so schnell wie

möglich nach Erledigung der notwendigen Vorarbeiten einberufen werden soll, zusammentritt,
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muss diese Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der der öffentlichen Einrichtungen

erreicht werden können. Wir suchen auch hier auf neuen Wegen zusammen vorwärts zu

kommen.“ 

15. November 1918 – Kurt Eisners Regierungsprogramm

München * Die von der Regierung des Volksstaates Bayern veröffentlichte Kundgebung trägt

unverkennbar die schwärmerisch-idealistische Handschrift von Kurt Eisner.  Der Aufruf „An das

bayerische Volk“ mit seinen konkreten Hinweisen wird von den Zeitgenossen „wegen der

realistischen Zustandsbeschreibung und der Ausgewogenheit der darin angekündigten

Maßnahmen“ als offizielles Regierungsprogramm verstanden und findet selbst bei der

bürgerlichen Presse positive Aufnahme.  Darin wird einerseits    die volle Freiheit der

Religionsgesellschaften und die Ausübung ihres Kultus gewährleistet.  Andererseits fordert Eisner

die gleiche Freiheit für die Schule wie für die Kirche.  Ein neues Volksschulgesetz mit

fachmännischer Schulaufsicht wird darin angekündigt.  Das bedeutet die Beseitigung der

geistlichen Schulaufsicht und damit die Ausschaltung des bisherigen starken kirchlichen

Einflusses auf das Schulwesen.    Neu stellen sich auch die Fragen    der staatlichen

Alimentierung,  der steuerlichen Behandlung und  dem öffentlich-rechtlichen Charakter der

Kirche sowie  der Besetzung der Bischofsstühle und der Pfarreien. 

17. November 1918 – Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird gegründet

München * Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird von Vertretern der früheren Fortschrittlichen

Volkspartei gegründet. Die Partei bekennt sich „freudig zum neuen freien Volksstaat; sie lehnt

jeden Versuch, das Alte wiederherzustellen, ab, verlangt aber, dass der jetzige, auf Gewalt

beruhende Zustand alsbald in einen geordneten Rechtszustand überführt werden“ muss. 

17. November 1918 – Der Politische Rat geistiger Arbeiter soll in den Nationalrat

München * Ministerpräsident Kurt Eisner sagt dem Politischen Rat geistiger Arbeiter eine

Vertretung im Provisorischen Nationalrat des Volksstaates Bayern zu. 

21. November 1918 – Eduard Schmid fordert Reformen im Rathaus
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München-Graggenau * Der Mehrheitssozialist Eduard Schmid fordert in der Magistratssitzung im

Münchner Rathaus in einem Antrag       eine Vereinfachung der Stadtverwaltung,   eine

schrittweise Reform, die der neuen politischen Lage angepasst ist,   die sofortige Herstellung der

„notwendigen Fühlung […] mit den zuständigen Stellen des Volksstaates“.   „Die

Kommunalverbände sollen zunächst durch das Wirken des Arbeiter- und Soldatenrates nicht

beeinflusst werden.“ 

25. November 1918 – Kurt Eisner bricht die diplomatischen Beziehungen zum Auswärtigen Amt ab

München - Berlin * Noch in der Nacht sendet Ministerpräsident Kurt Eisner ein Telegramm an den

bayerischen Gesandten in Berlin, Dr. Friedrich Muckle, in dem er den Abbruch der

diplomatischen Beziehungen zum Auswärtigen Amt bekannt gibt:  „Die neuerlichen Versuche, die

alten Methoden des Auswärtigen Amtes fortzusetzen und das deutsche Volk erneut um die

Erkenntnis der Wahrheit zu betrügen, veranlassen das Ministerium des Äußern des Volksstaates

Bayern, jeden Verkehr mit den gegenwärtigen Vertretern des Auswärtigen Amtes abzulehnen.“ 

29. November 1918 – Kurt Eisner äußert sich zu den Anfeindungen in der Presse

München * Unter der Überschrift Zur Kenntnisnahme veröffentlicht der Ministerpräsident des

Volksstaates Bayern: Kurt Eisner nachstehende Erklärung:    „Man bemüht sich von allen Seiten

mich aufmerksam zu machen auf die albernen Artikel, die eine gewisse Presse gegen meine

Person richtet.   Ich erfahre daraus allerlei interessante Bereicherungen meiner Biographie. Man

erweist mir darin auch die Ehre, mich mit einem Familien- und Erwerbssinn zu begaben, der mir

nur in geringstem Maße bisher beschieden war. Schon habe ich meinen gesamten

Familienanhang in gut bezahlten Stellungen untergebracht.   Besorgte Leute verlangen von mir,

daß ich gegen solche Äußerungen, die jedoch nur eine Fäulniserscheinung des

zusammengebrochenen Systems sind, einzuschreiten. Ich wiederhole, daß die Presse in voller

Freiheit soviel Dummes und Kluges, soviel Anständiges und Schmutziges produzieren soll, wie

es ihrem geistigen und moralischen Vermögen entspricht.   Ich habe in den 4 ½ Kriegsjahren

soviel Verachtung gegen diese Presse aufgehäuft, daß sie genügt, um mich für den Rest meines

Lebens gegen jede Neigung zu festigen, auch nur polemisch mich mit ihr zu befassen.“ 

17. Dezember 1918 – Soldaten besetzen die Versammlung der Deutschen Volkspartei München

München-Ludwigsvorstadt * Eine Gruppe Soldaten besetzt die Versammlung der Deutschen
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Volkspartei München im Saal des Hotel Wagner. Die Eindringlinge stören den Ablauf derart, dass

die Beratungen vorzeitig abgebrochen werden müssen.      Professor Ludwig Quidde erntet

stürmischen Beifall der Versammelten, als er die Forderung formuliert: „Wir beanspruchen vom

freien Volksstaat Bayern das, was der verfluchte Obrigkeitsstaat uns gewährt hat.“ 

19. Dezember 1918 – Den Anspruch auf den Besitz der Staatsgewalt bestätigt

München * Das Bayerische Oberste Landesgericht bestätigt der provisorischen Regierung den

Anspruch auf den Besitz der Staatsgewalt. In der Begründung zu einem Urteil über die

Rechtsgültigkeit einer Verordnung heißt es:    „Die gesetzgebende Gewalt ist ein Ausfluss der

Staatsgewalt. Sie steht dem zu, der die Staatsgewalt tatsächlich innehat, also zurzeit der

Regierung des Volksstaates Bayern. Die Anordnungen der Regierung haben deshalb

verbindliche Kraft.“ 

16. Januar 1919 – Hochschule für Arbeiter, Soldaten und Bauern geplant

München-Kreuzviertel * Die Regierung des Volksstaates Bayern plant die Gründung einer

Hochschule für Arbeiter, Soldaten und Bauern. Die Idee geht vermutlich auf Kurt Eisner zurück. 

29. Januar 1919 – Die Freisinger Erklärung der bayerischen Bischöfe

Freising * Für den Münchner Erzbischof Michael von Faulhaber ist Kultusminister Johannes

Hoffmann ein „ausgesprochener Kulturkämpfer und Kirchenhasser“. In ihrer Freisinger

Erklärung fassen die Bischöfe ihren „flammenden Protest“ zusammen und prangern in einem

Hirtenbrief die Maßnahme als „Fehdehandschuh gegen den Herrn selbst“ an.     Der

Hirtenbrief beginnt so: „Herodes der Kindermörder ließ die unschuldigen Kinder von Bethlehem

hinschlachten. Unbekümmert um das Weinen und Wehklagen der Mütter, unbekümmert um das

Todeswimmern der sterbenden Kinder, ließ er an wehrlosen Kindern seine Wut aus, um mit ihnen

den neugebornen König der Juden, den vermeintlichen Anwärter seines Thrones aus dem Weg

zu schaffen.“     In einer extrem polemischen und ehrverletzenden Art geht es weiter: „Geliebte

Erzdiözesanen!  Am letzten Montag ist im Volksstaate Bayern eine Verordnung ergangen, die vor

dem Richterstuhl Gottes schwerer wiegt als der Blutbefehl des Herodes. Durch eine Verordnung

des Unterrichtsministers wurde der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als

Pflichtfach abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert.“

Münchner Zeitensprünge Seite 10/12



22. Februar 1919 – Bisherige Minister führen ihre Ressorts weiter

München-Kreuzviertel * Die bisherigen Minister Dr. Edgar Jaffé, Hans Unterleitner und Heinrich

Ritter von Frauendorfer richten an den Zentralrat des Volksstaates Bayern das nachstehende

Schreiben:         „Die Unterzeichneten haben im Interesse des Landes seit dem 21. Februar 1919

die laufenden Geschäfte ihres Ressorts weitergeführt und sind auch bereit, dies fürderhin zu tun,

bis eine neue Regierung gebildet ist.     Sie erklären ausdrücklich, dass sie lediglich

verantwortlich sind für die von Ihnen innerhalb ihres Verwaltungsbereiches getroffenen

Maßnahmen.     Sie stellen fest, dass sie die allgemeine Führung der Regierungsgeschäfte und

für die Maßnahmen des Zentralrats keinerlei Mitverantwortlichkeit tragen, insbesondere auch

nicht die Festnahme und Einbehaltung von Geiseln, sowie für die gegenüber der Presse

getroffenen Maßnahmen.“ 

1. März 1919 – Überdruckte Briefmarken

München * In den Postämtern kommen Briefmarken des Freistaats Bayern zur Ausgabe. Es sind

Marken der letzten Ausgabe mit dem Königsbild, das schwarz mit Volksstaat Bayern überdruckt

sind. 

22. Februar 1989 – Der Streit um die „richtige Inschrift“ am Eisner-Bodendenkmal

München-Graggenau * Bei der Stadtrats-Sitzung stehen zwei Vorschläge für die „richtige

Inschrift“ am Bodendenkmal für Kurt Eisner zur Auswahl. Während die Vertreter der

verschiedenen Parteien rasch überein kommmen, das ursprünglich vorgesehene „erschossen“

durch „ermordet“ zu ersetzen, entwickelt sich um die Verwendung der Begriffe „Freistaat“ und

„Volksstaat“ eine scharf geführte Auseinandersetzung.  Soll man nun Kurt Eisner als den

Begründer des Freistaates Bayern bezeichnen oder gründete er bloß den Volksstaat

Bayern? Beide Begriffe wurden im Jahr 1918 gleichzeitig und synonym verwendet und sollten

nichts anderes als Republik bedeuten. Aber im Rückblick will man den heute so geschätzten

Begriff Freistaat nicht ausgerechnet einem linken Politiker zuschreiben. Dagegen denkt man bei

Volksstaat eher an die Sprache des Dritten Reiches und der damaligen DDR.  Der

SPD-Vorschlag für die Gedenkplatte lautet: „Kurt Eisner. 1867 - 1919. Begründer des Freistaats

Bayern und Ministerpräsident wurde am 21. Februar 1919 hier vor seinem Amtssitz ermordet.“ 

Es soll aber derjenige die Mehrheit erhalten, der das Reizwort Freistaat vermeidet. Der Vorschlag

von Bürgermeister Dr. Winfried Zehetmeier [CSU] setzt sich bei der Abstimmung mit einer

Mehrheit aus CSU, FDP und Grüne/ALM gegen die Stimmen der SPD durch. Die Inschrift auf der
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Gedenktafel - als die „offizielle Wahrheit“ - lautet deshalb:    „KURT EISNER, DER AM 8.

NOVEMBER 1918 DIE BAYERISCHE REPUBLIK AUSRIEF,NACHMALIGER

MINISTERPRÄSIDENTDES VOLKSSTAATES BAYERN, WURDE AN DIESER STELLE AM 21.

FEBRUAR 1919ERMORDET.“
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